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RÜCKBLENDE: IM WOCHENBERICHT VOR 40 JAHREN 

Die wirtschaftliche Lage in der DDR 
zur Jahresmitte 1977
Die Wirtschaftsentwicklung in der DDR wird nun schon seit längerem von der Dis-
krepanz zwischen volkswirtschaftlichem Bedarf und eigener Produktion geprägt. 
Im Export, bei den inländischen Investitionen und beim privaten Verbrauch ist ins-
besondere der Bedarf an Gütern von hoher Qualität und hohem technischen Niveau 
rasch gestiegen. Der schier unbegrenzten Nachfrage steht eine eher abnehmende 
Expansion der Produktion gegenüber. So ist es in den letzten Jahren nicht gelungen, 
Bereitstellung und Verwendung des Nationaleinkommens miteinander in Einklang 
zu bringen: Der Importüberschuss konnte nicht einmal stabilisiert, geschweige denn 
gesenkt werden […].

Wie sich bisher allerdings gezeigt hat, wurden die immer dringlichen Appelle nach 
„Intensivierung der Produktion“ nicht erfüllt und höhere Planansätze häufig mit der 
Anmeldung von zusätzlichem Kapazitätsbedarf beantwortet. Die Forderungen nach 
höherer Auslastung des Anlagevermögens und verbesserter Ausnutzung der Arbeits-
zeit haben sich bisher nicht in entsprechenden Produktionsvorschriften niederge-
schlagen. Es wird deshalb immer dringlicher, das System der Produktions- und Ka-
pazitätsplanung zu überdenken.  
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INDUSTRIE IN GROSSSTÄDTEN

Industrie in Großstädten: Klein, aber fein
Von Alexander Eickelpasch und Rainer Behrend

Die Wertschöpfung im verarbeitenden Gewerbe ist in den 15 größten 
Städten Deutschlands seit 2008 um 24 Prozent gestiegen – und 
damit stärker als im Bundesdurchschnitt (20 Prozent). Der vorlie-
gende Bericht, der die industrielle Entwicklung in Großstädten 
unter anderem mit Blick auf Wertschöpfung und Produktivität 
unter die Lupe nimmt, zeigt, dass von einer Erosion der Industrie in 
großen Städten und Metropolregionen keine Rede sein kann. Zwar 
scheint die Industrie dort auf den ersten Blick nicht sehr bedeutend 
zu sein, da sie nur gut 15 Prozent der gesamten Wertschöpfung 
ausmacht – im Vergleich zu knapp 23 Prozent deutschlandweit. 
Allerdings ist die Produktivität in den Städten – insbesondere 
in Stuttgart, München und Frankfurt am Main – höher, weil die 
Industrie stärker auf forschungs- und exportorientierte Branchen 
sowie auf wettbewerbsrelevante und hoch entlohnte Tätigkeiten 
ausgerichtet ist. Dazu zählen die Bereiche Führung und Planung, 
Forschung und Entwicklung sowie Werbung und Marketing. Die 
gute Position der städtischen Industrie ist jedoch kein Selbstläufer: 
Sie hängt ab von der Verkehrs- und der digitalen Infrastruktur, 
vom Fachkräfteangebot, der Energieversorgung und der Gewerbe-
steuer. Um langfristig als Standort attraktiv zu bleiben, sollte die 
kommunale Wirtschaftspolitik das Zusammenspiel dieser Faktoren 
verstärkt in den Blick nehmen. 

Im Zuge des wirtschaftlichen Strukturwandels spielen 
Dienstleistungen eine immer größere Rolle – auch in den 
Industrieunternehmen selbst. Die Industrie ist zudem 
eng mit dem industrienahen Dienstleistungsgewerbe 
verzahnt („Netzwerk Industrie“). Für einen modernen 
und innovativen Industrieverbund bieten größere Städte 
und ihr Umland (Verdichtungsräume) aufgrund ihrer 
Standorteigenschaften potentiell günstige Voraussetzun-
gen. So gibt es dort meist ein breites Angebot an Fach-
kräften, Zulieferbetrieben und Kooperationspartnern aus 
Wissenschaft und Forschung, außerdem sind Großstädte 
überregional gut erreichbar. Allerdings sind Flächen oft 
knapp und auch Emissions- und Verkehrsprobleme kön-
nen die Entwicklungschancen der Industrie eingrenzen.

Der vorliegende Bericht gibt einen aktuellen Überblick 
über die Entwicklung und Struktur von Industrie1 und 
industrienahen Dienstleistungen in den 15 größten deut-
schen Städten.2 Um mögliche Effekte von Stadt-Um-
land-Verflechtungen abschätzen zu können, wurden jene 
elf Metropolregionen3 in die Untersuchung einbezogen, 
die die Großstädte umschließen.4

1	 Im Folgenden werden verarbeitendes Gewerbe und Industrie synonym 
verwendet.

2	 Dabei handelt es sich um alle Großstädte mit mehr als 500 000 Einwoh-
nerinnen und Einwohnern (Berlin, Hamburg, München, Köln, Frankfurt am 
Main, Stuttgart, Düsseldorf, Dortmund, Essen, Bremen, Dresden, Leipzig, Region 
Hannover, Nürnberg) sowie Duisburg, das knapp 500 000 Einwohnerinnen und 
Einwohner zählt. Duisburg wurde noch berücksichtigt, weil alle kleineren Groß-
städte erst mit einem deutlichen Abstand folgen. 

3	 Metropolregionen Hamburg, München, Nürnberg, Frankfurt-Rhein-Main, 
Rhein-Neckar, Rhein-Ruhr, Stuttgart, Nordwest, Hannover-Braunschweig-Göttin-
gen-Wolfsburg, Mitteldeutschland, Berlin-Brandenburg. Vgl. Initiativkreis Euro-
päische Metropolregionen in Deutschland (IKM): Mitglieder (online verfügbar, 
abgerufen am 28. Juli 2017. Dies gilt auch für alle anderen Online-Quellen 
dieses Berichts, sofern nicht anders vermerkt). Als Alternative zur Berücksichti-
gung von Stadt-Umland-Verflechtungen würden sich auch die sogenannten 
„Großstadtregionen“ des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
(BBSR) eignen. Jedoch sind dazu Angaben auf Gemeindeebene notwendig, 
die hier nicht vorliegen. 

4	 Mit Ausnahme der Stadt Dresden.

http://www.deutsche-metropolregionen.org/mitglieder/
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Industrie wächst in Großstädten 
ähnlich wie im Bundesdurchschnitt

Zentrale Messgrößen zur Beurteilung der wirtschaftli-
chen Leistungsfähigkeit von Branchen und Regionen 
sind Produktion und Produktivität. Als Indikator für die 
Produktion dient die Bruttowertschöpfung, als Produkti-
vitätsmaß die Wertschöpfung je Erwerbstätigenstunde.

Die Industrieproduktion der 15 größten Städte Deutsch-
lands lag im Jahr 2015 nominal um 24 Prozent über der 
des Jahres 2008. Bemerkenswert ist der starke Anstieg 
in den Jahren 2010 bis 2012, der die Verluste während 
der Krise in den Jahren 2008 und 2009 mehr als wett-
gemacht hat (Abbildung 1). Auch nach 2012 expandierte 
die Industrie weiter deutlich. Auffällig ist, dass die Indus-
trie in den Großstädten seit 2010 in demselben Tempo 
wuchs wie das verarbeitende Gewerbe in den Metropol-
regionen und in Deutschland insgesamt. Offenbar hat es 
keine nennenswerten regionalen Verschiebungen gege-
ben – in den Jahren vor der Krise, von 2000 bis 2007, 
expandierte die Industrie in den Großstädten sogar noch 
stärker als in Deutschland insgesamt. 

In den Großstädten werden insgesamt knapp 17 Prozent 
aller industriellen Güter in Deutschland produziert, mehr 
als 2000 und 2008 mit jeweils gut 16 Prozent. Wenn man 
die Industrieentwicklung der Großstädte mit der städ-
tischen Wirtschaft insgesamt vergleicht, zeigt sich ein 
leichter Wachstumsvorsprung der Industrie: Die gesamt-
wirtschaftliche Produktion der Großstädte, die sämtliche 
Waren und Dienstleistungen umfasst, ist seit 2008 um 
19 Prozent gestiegen, also um fünf Prozentpunkte weni-
ger als die Produktion der Industrie. Der Anteil der Indus-
trie an der lokalen Wirtschaft hat sich damit leicht auf 
etwas mehr als 15 Prozent erhöht. Diese Befunde deuten 
nicht auf eine Erosion der Industrie in Großstädten hin.

Produktivitätsvorsprung der Großstädte 
nimmt zu 

Die Industrie ist zwar in Großstädten schwächer vertre-
ten als im übrigen Bundesgebiet, ihre Produktivität ist 
jedoch deutlich höher. So erreichte die Wertschöpfung je 
Erwerbstätigenstunde im Jahr 20155 80 Euro, im gesam-
ten Bundesgebiet waren es 57 Euro (Abbildung 2). Seit 
Beginn der 2000er Jahre nahm die Produktivität sowohl 
im Bundesgebiet als auch in den Großstädten mit Aus-
nahme der Krisenjahre 2008 und 2009 kontinuierlich 
zu. Dabei hat sich die Schere zwischen den Großstäd-
ten und dem Bundesgebiet jedoch immer weiter geöff-
net: Im Jahr 2000 betrug der Produktivitätsvorsprung 

5	 Angaben zu den Erwerbstätigenstunden liegen derzeit nur bis zum Jahr 
2014 vor. Diese Zahlen wurden mit den Veränderungsraten bei den Erwerbstäti-
gen für das Jahr 2015 fortgeschrieben. 

Abbildung 1

Bruttowertschöpfung im verarbeitenden Gewerbe in Großstädten und 
in Metropolregionen
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Quellen: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder; eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2017

Die Industrieproduktion in den Großstädten ist in den Jahren 2008 bis 2015 um 24 Prozent 
gestiegen.

Abbildung 2

Bruttowertschöpfung je Erwerbstätigenstunde im verarbeitenden 
Gewerbe
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© DIW Berlin 2017

Der Produktivitätsvorsprung der Städte ist zuletzt sogar noch größer geworden.
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Auch was die industrielle Leistungsfähigkeit betrifft, sind 
München, Stuttgart und Frankfurt am Main führend. In 
diesen drei Städten lag die Wertschöpfung im verarbei-
tenden Gewerbe je Erwerbstätigenstunde im Jahr 2015 
um mindestens 50 Prozent über dem Durchschnitt der 
Großstädte. Sie ist dort zudem überdurchschnittlich stark 
gestiegen (Tabelle 1). Schlusslichter sind Dortmund und 
die Region Hannover. 

Der Produktivitätsvorsprung der Großstädte gegenüber 
den anderen Regionen und die Unterschiede zwischen 
den Großstädten können Spiegel der sektoralen oder der 
funktionalen Spezialisierung der Großstädte sein. So ist 
anzunehmen, dass forschungs- und exportstarke Indus
triezweige (Chemie, Pharmazie, Elektrotechnik, optische 
Industrie, Maschinen- und Fahrzeugbau), in denen die 
Produktivität in der Regel höher ist als in anderen Indus-
triebranchen, dort besonders stark vertreten sind. Ebenso 
ist denkbar, dass in der städtischen Industrie überdurch-
schnittlich viele Beschäftigte in Berufen mit vergleichs-
weise hohen Verdiensten tätig sind, die zu einer erhöhten 
Wertschöpfung beitragen.6 So überstiegen im Jahr 2014 
beispielsweise die Monatsverdienste vollzeitbeschäftig-
ter Führungskräfte in der Industrie die Durchschnitts-

6	 Die Arbeitnehmerentgelte im verarbeitenden Gewerbe, die hierzu nähere 
Auskunft geben könnten, werden in den regionalisierten Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen (VGR) nicht nach Kreisen veröffentlicht.

der Großstädte 23 Prozent, im Jahr 2008 31 Prozent und 
im Jahr 2015 40 Prozent. Auch in den Metropolregionen 
ist die Produktivität höher als deutschlandweit, wenn-
gleich der Vorsprung mit zuletzt neun Prozent im Jahr 
2015 deutlich weniger ausgeprägt ist.

Erwerbstätigkeit in der städtischen 
Industrie steigt seit 2010 wieder deutlich

Die Zahl der Erwerbstätigen in der Industrie ist in den 
Großstädten bis 2010 kontinuierlich zurückgegangen – 
seitdem geht es aber wieder aufwärts: 2015 lag sie noch 
zwei Prozent unter dem Niveau des Jahres 2008 (Abbil-
dung 3). In den Metropolregionen und im Bundesgebiet 
insgesamt verlief die Entwicklung ähnlich, allerdings 
war der Einbruch unmittelbar nach der Krise der Jahre 
2008 und 2009 nicht so stark wie in den Großstädten, 
wo der industrielle Sektor mit Blick auf die Zahl der 
Erwerbstätigen vergleichsweise klein ist: Er zählt knapp 
0,9 Millionen Erwerbstätige – das sind fast zwölf Pro-
zent der gesamten Industriebeschäftigung in Deutsch-
land. Umgerechnet auf die Wohnbevölkerung kamen in 
den Großstädten im Jahr 2015 60 Industrieerwerbstätige 
auf 1 000 Personen, in den Metropolregionen waren es 
86 und deutschlandweit 92.

München, Stuttgart und Frankfurt am Main 
führend bei Produktionswachstum und 
Produktivität 

Betrachtet man einzelne Großstädte, ist Leipzig Spitzen-
reiter beim Wachstum der Industrieproduktion – gegen-
über dem Jahr 2008 hat sich die Wertschöpfung dort bis 
2015 fast verdoppelt (Tabelle 1). Es folgen München, Frank-
furt am Main und Stuttgart. In diesen vier Städten war das 
industrielle Wachstum nicht nur stärker als in den ande-
ren Großstädten, sondern auch stärker als im Bundesge-
biet insgesamt. Die Schlusslichtgruppe bilden einige Städte 
des Rhein-Ruhr-Gebietes (Duisburg, Dortmund, Düssel-
dorf, Essen) sowie Berlin und Nürnberg, wo die Produktion 
im selben Zeitraum stagnierte oder schrumpfte. Aufgrund 
der unterschiedlichen Entwicklungen der Städte nahm der 
Industrieanteil in einigen Großstädten zu, etwa in Stuttgart 
(auf gut 30 Prozent) und in München (auf knapp 21 Pro-
zent), wo die Industrie bereits zuvor sehr stark war. In den 
anderen Städten stagnierte der Industrieanteil oder ging 
zurück. Am geringsten war er mit rund neun bis zehn Pro-
zent in Berlin, Essen und Düsseldorf. 

Auch unter Einbeziehung des Umlandes zeigt sich die 
herausragende Position von München und Stuttgart als 
Industriestandorte. Die Industrie expandierte in diesen 
beiden Metropolregionen überdurchschnittlich. Spitzen-
reiter ist die Metropolregion Stuttgart mit einem Indus-
trieanteil von 38 Prozent, im Vergleich zu knapp 22 Pro-
zent im Durchschnitt aller Metropolregionen.

Abbildung 3

Erwerbstätige im verarbeitenden Gewerbe
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© DIW Berlin 2017

In der großstädtischen Industrie ist die Zahl der Erwerbstätigen seit 2010 wieder kräftig 
gstiegen.
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verdienste der Vollzeitbeschäftigten in der Industrie um 
mindestens die Hälfte.7

Kräftiger Beschäftigungsanstieg 
bei Fahrzeugbau, Pharmazie sowie 
Reparaturen und Installationen

Im Jahr 20168 lag die sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung in der Industrie in Großstädten noch 
gut ein Prozent unter dem Niveau des Jahres 2008 
(Abbildung 4). In einigen forschungsorientierten Bran-
chen wie der Pharmazie9 und dem Fahrzeugbau nahm 
die Beschäftigung von 2008 bis 2016 sogar sehr kräf-
tig zu (jeweils um rund 22 Prozent), in anderen ging 
sie zurück, so bei den Herstellern von Datenverarbei-
tungsgeräten, elektronischen und optischen Erzeug-
nissen (um knapp 29 Prozent) und im Maschinenbau 
(um gut acht Prozent, Tabelle 2). In den meisten der 

7	 Vgl. Statistisches Bundesamt (2016): Verdienststrukturerhebung. Niveau, 
Verteilung und Zusammensetzung der Verdienste und der Arbeitszeiten ab
hängiger Beschäftigungsverhältnisse. Ergebnisse für Deutschland, 2014 (online 
verfügbar).

8	 Jeweils zum Stichtag 30. Juni.

9	 Der starke Beschäftigungsaufbau in der Pharmazie und der Beschäfti-
gungsabbau in der Chemie können auch auf Änderungen in der Branchenzu-
ordnung von Unternehmen in der Beschäftigungsstatistik zurückzuführen sein.

Abbildung 4

Beschäftigte im verarbeitenden Gewerbe und im industrienahen 
Dienstleistungsgewerbe in Großstädten
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Quellen: Beschäftigungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit; eigene Berechnungen.
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Die Beschäftigung hat sich in den verschiedenen Industriebranchen teils sehr unterschied-
lich entwickelt.

Tabelle 1

Bruttowertschöpfung und Erwerbstätigkeit im verarbeitenden Gewerbe in Großstädten 2015

Wertschöpfung 
im verarbeiten-
den Gewerbe

Wertschöpfung 
in der Wirtschaft 

insgesamt

Wertschöpfung im verarbeiten-
den Gewerbe Prozent der regio-

nalen Wirtschaft insgesamt

Wertschöpfung im verarbeiten-
den Gewerbe je Erwerbstätigen-

stunde 2015

Erwerbstätige im verarbeitenden  
Gewerbe 2015

 2015; 2008 = 100 2008 2015 Euro 2008 = 100 2008 = 100 1000
Prozent der 
regionalen 
Wirtschaft

Großstädte, insgesamt* 124 119 14,5 15,1 80 128 98 869 9,2
Berlin 104 125 10,8 9,0 57 104 103 120 6,5
Hamburg 121 114 12,1 12,9 71 115 99 103 8,5
München 147 128 18,0 20,6 122 163 91 107 10,1
Köln 160 129 11,2 13,9 88 166 99 61 8,3
Frankfurt am Main 134 113 11,3 13,4 122 144 94 44 6,5
Stuttgart 146 127 26,1 30,2 129 146 103 74 14,4
Düsseldorf 97 108 10,6 9,5 74 113 88 37 7,3
Dortmund 99 116 12,6 10,7 50 101 100 27 8,9
Essen 104 104 8,8 8,8 58 112 95 23 7,0
Bremen 123 114 20,8 22,6 77 131 95 50 14,2
Dresden 116 123 19,2 18,1 63 123 98 34 10,7
Leipzig 196 138 9,5 13,6 57 159 129 27 8,4
Region Hannover 106 111 14,4 13,7 53 104 103 74 11,2
Nürnberg 102 119 20,0 17,1 56 118 87 50 13,1
Duisburg 75 103 29,1 21,2 58 80 95 37 16,6

Metropolregionen, insgesamt** 123 119 21,2 21,9 62 125 100 4.704 16,1
Deutschland 120 118 22,5 22,8 57 122 101 7.512 17,4

*  Städte mit über 500 000 Einwohnerinnen und Einwohnern sowie Duisburg (knapp 500 000 Einwohnerinnen und Einwohner).
**  Berlin-Brandenburg, Bremen/Oldenburg im Nordwesten, Frankfurt-Rhein-Main, Hamburg, Hannover-Braunschweig-Göttingen-Wolfsburg, Mitteldeutschland, München, Nürnberg, Rhein-Neckar, 
Rhein-Ruhr, Stuttgart.

Quellen: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder; eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2017

https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/VerdiensteArbeitskosten/VerdiensteBerufe/VerdienststrukturerhebungHeft1_2162001149004.pdf%3F__blob%3DpublicationFile
https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/VerdiensteArbeitskosten/VerdiensteBerufe/VerdienststrukturerhebungHeft1_2162001149004.pdf%3F__blob%3DpublicationFile
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Stuttgart, München und Nürnberg sind  
besonders stark auf forschungsintensive 
Industriebranchen ausgerichtet

In den meisten großen Städten verlief die Beschäfti-
gungsentwicklung in der Gruppe der forschungsinten-
siven Branchen ebenfalls günstiger als in der Industrie 
insgesamt (Abbildung 5). In einigen Städten war damit 
ein teils sogar kräftiger Beschäftigungsaufbau verbun-
den. Dazu zählen beispielsweise Leipzig und Stuttgart, 
vor allem wegen der Zuwächse im Fahrzeugbau, sowie 
Dortmund, Hannover und Köln. 

weniger forschungsorientierten Industriebranchen war 
die Beschäftigung rückläufig, besonders in der Bran-
che Papier, Pappe, Druck (etwa minus 28 Prozent) 
und in der Metallerzeugung und -verarbeitung (knapp 
minus 14 Prozent). Auffallend ist das starke Wachstum 
der Branche Reparaturen und Installationen (plus gut 
48 Prozent). Ein Grund könnte sein, dass viele Industri-
eunternehmen diese Dienste früher hausintern erledigt, 
dann aber zunehmend auslagert haben (Outsourcing).

Während die Industriebeschäftigung in den Großstäd-
ten leicht zurückging, stieg sie in den Metropolregionen 
und im Bundesgebiet um knapp zwei beziehungsweise 
knapp drei Prozent an. Angesichts der dynamischeren 
Produktivitätsentwicklung in den Großstädten ist dies 
jedoch nicht überraschend. In fast allen Branchen ver-
lief die Entwicklung im Durchschnitt der Großstädte 
ungünstiger als im Rest der Republik. Dies betrifft auch 
die Branchen, in denen in den Großstädten Beschäfti-
gung aufgebaut wurde, und die forschungsintensiven 
Branchen. Ausnahmen hiervon sind der Fahrzeugbau 
sowie die Branche Reparaturen und Installationen. Hier 
lagen die Expansionsraten in den Großstädten deutlich 
über dem bundesweiten Durchschnitt. 

Forschungsintensive Branchen 
sind in Großstädten stärker vertreten

Im Zuge dieser Entwicklung ist der Anteil der Beschäf-
tigung in forschungsorientierten Branchen größer 
geworden. Knapp 64 Prozent der städtischen Indus
triebeschäftigten waren 2016 in diesem Bereich tätig, ein 
Prozentpunkt mehr als 2008 (Tabelle 2). In den Metro-
polregionen lag der Anteil im vergangenen Jahr bei fast 
53 Prozent und bundesweit bei rund 50 Prozent. Die Dif-
ferenz hat sich etwas verringert, ist mit gut 14 Prozent-
punkten aber immer noch groß. 

Auffallend ist die starke Orientierung der städtischen 
Industrie auf den Fahrzeugbau: Dieser war im vergan-
genen Jahr mit knapp 27 Prozent der Industriebeschäf-
tigten die größte Branche in den Großstädten – bundes-
weit waren rund 16 Prozent der Erwerbstätigen in der 
Industrie in dieser Branche tätig. Überdurchschnittlich 
stark vertreten sind auch die Hersteller von Datenverar-
beitungsgeräten, elektronischen und optischen Erzeug-
nissen sowie von elektrischen Ausrüstungen. Umge-
kehrt ist es beim Maschinenbau, der in den Großstäd-
ten nur gut zehn Prozent der Industriebeschäftigung 
ausmacht, deutschlandweit dagegen etwas mehr als 
15 Prozent. Spiegelbildlich dazu sind die weniger for-
schungsintensiven Branchen in Großstädten schwä-
cher vertreten, mit Ausnahme der Branche Reparaturen 
und Installationen. 

Abbildung 5

Industriebeschäftigte in Großstädten im Jahr 2016 im Vergleich 
zum Jahr 2008
Veränderung in Prozent

-40 -20 0 20 40 60 80

Berlin

Hamburg

München

Köln

Frankfurt am Main

Stuttgart

Düsseldorf

Dortmund

Essen

Bremen

Dresden

Leipzig

Region Hannover

Nürnberg

Duisburg

Großstädte*, insgesamt

Metropolregionen**

Bundesgebiet

39,4

17,9

40,1

32,7

10,9

7,9

20,7

16,8

30,2

22,4

23,1

44,5

14,7

20,9

24,8

25,1

22,5

21,4

-3

0,6

-10,9

5,9

1,3

13,6

-23,9

18

3,5

-0,2

-6,4

70,1

9,7

0,6

-14,5

0,3

4,7

5,8

0,9

0,4

-13

2,5

13,8

9,4

-19,6

7,9

-3,4

-3,5

-3,4

39

3,3

-9,1

-6,8

-1,3

1,9

2,8

Verarbeitendes Gewerbe
darunter: Forschungsintensive Zweige

Industrienahes Dienstleistungsgewerbe im engeren Sinne

*  Städte mit über 500 000 Einwohnerinnen und Einwohnern sowie Duisburg (knapp 500 000 Einwohnerinnen 
und Einwohner).
**  Berlin-Brandenburg, Bremen/Oldenburg im Nordwesten, Frankfurt-Rhein-Main, Hamburg, Hannover-
Braunschweig-Göttingen-Wolfsburg, Mitteldeutschland, München, Nürnberg, Rhein-Neckar, Rhein-Ruhr, 
Stuttgart.

Quellen: Beschäftigungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit; eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2017

In zehn der 15 großen Städte war die Beschäftigungsdynamik in forschungsintensiven Bran-
chen höher als in der Industrie insgesamt. 
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Tabelle 2

Beschäftigung im verarbeitenden Gewerbe und im industrienahen Dienstleistungsgewerbe in Großstädten nach Branchen  
in den Jahren 2008 und 2016

Großstädte* Metropolregionen** Bundesgebiet

 
2016 gegen-
über 2008 
in Prozent

Struktur 
2008 

in Prozent

Struktur 
2016 

in Prozent

Anteil 
an Bund 

in Prozent

2016 gegen-
über 2008 
in Prozent

Struktur 
2008 

in Prozent

Struktur 
2016 

in Prozent

Anteil 
an Bund 

in Prozent

2016 gegen-
über 2008 
in Prozent

Struktur 
2008 

in Prozent

Struktur 
2016 

in Prozent

Netzwerk Industrie 16,6 45,3 45,2 22,3 12,6 47,4 46,9 68,8 12,0 47,0 46,5

Verarbeitendes Gewerbe −1,3 13,1 11,1 11,9 1,9 22,2 19,8 63,1 2,8 23,6 21,4
darunter (Verarbeitendes 
Gewerbe = 100 Prozent)

100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0

Forschungsintensive Zweige 0,3 62,6 63,6 15,2 4,7 51,2 52,6 67,1 5,8 48,1 49,5
Chemische Erzeugnisse −4,9 5,3 5,1 12,7 −2,6 6,5 6,2 82,1 −1,6 5,0 4,8
Pharmazeutische Erzeugnisse 22,1 1,7 2,0 10,6 46,0 1,8 2,6 73,1 36,8 1,7 2,3
DV-Geräte, elektronische 
und  optische Erzeugnisse

−28,9 12,2 8,8 17,0 −10,7 7,3 6,4 66,3 −6,8 6,7 6,1

Elektrische Ausrüstungen −4,3 6,8 6,6 15,0 2,7 5,0 5,0 60,5 3,5 5,2 5,2
Maschinenbau −8,3 10,8 10,1 7,8 2,3 13,9 13,9 57,8 5,2 14,9 15,2
Fahrzeugbau 21,5 21,7 26,7 20,0 12,2 16,7 18,4 73,2 12,0 14,5 15,8

Sonstige Zweige des verarbei-
tenden Gewerbes

−3,9 37,4 36,4 8,5 −1,1 48,8 47,4 59,1 0,0 51,9 50,5

Nahrungsmittel, Getränke, 
Tabak

2,2 7,9 8,2 9,4 5,8 9,7 10,1 62,0 7,0 9,9 10,3

Textilien, Bekleidung, 
Schuhe, Holzwaren

−8,2 1,3 1,2 4,0 −15,1 3,5 2,9 53,4 −12,7 4,1 3,4

Papier, Pappe, Druck −27,5 5,2 3,8 11,6 −19,5 4,7 3,7 60,5 −14,8 4,7 3,9
Gummi- und Kunststoffwaren 0,9 2,7 2,7 5,6 7,1 5,1 5,3 58,8 7,0 5,5 5,7
Metallerzeugung und -bear
beitung, Metallerzeugnisse

−13,7 11,5 10,0 7,4 −3,7 15,5 14,7 57,3 −2,9 17,1 16,1

Glas, Keramik, Steine und 
Erden, Möbel, Mineralöl

5,7 6,6 7,1 9,7 −0,2 8,3 8,1 59,3 0,7 8,8 8,6

Reparaturen und Installa-
tionen

48,4 2,2 3,3 16,3 31,6 1,9 2,5 65,0 30,1 1,9 2,4

Industrienahes Dienstleis-
tungsgewerbe

23,8 32,2 34,1 31,2 22,1 25,3 27,1 73,6 21,3 23,4 25,1

Industrienahes Dienstleis-
tungsgewerbe im engeren 
Sinne

25,1 22,2 23,8 30,7 22,5 17,9 19,2 73,8 21,4 16,6 17,7

Abwasserentsorgung, 
Sammlung, Abfallbeseiti-
gung, Rückgewinnung

10,2 0,6 0,6 21,3 14,2 0,7 0,7 71,6 12,0 0,6 0,6

Großhandel (ohne Han-
del mit Kfz)

−8,0 5,0 3,9 21,0 −0,2 5,1 4,5 71,5 −0,2 4,9 4,3

Güterbeförderung, 
Lagerei,

48,1 0,9 1,2 18,2 56,2 1,1 1,5 69,0 55,8 1,1 1,5

Telekommunikation, 
Informationsdienstlei
stungen

35,5 3,7 4,3 42,6 23,1 2,5 2,7 78,6 22,0 2,2 2,3

Wirtschaftsprüfung, 
Steuerberatung, Buch-
führung

22,0 1,3 1,3 32,7 18,7 0,9 1,0 72,3 17,6 0,9 0,9

Führung von Unter-
nehmen, Unternehmens-
beratung

66,4 2,7 3,8 43,9 72,4 1,6 2,4 82,5 72,4 1,3 2,0

Forschung und Entwick-
lung, techn., phys. und 
chem. Untersuchung

14,4 1,3 1,3 30,9 15,9 1,0 1,0 72,5 20,6 0,9 0,9

Werbung, Marktfor-
schung

20,7 1,0 1,0 54,1 14,1 0,5 0,5 82,0 13,0 0,4 0,4

Arbeitskräfteüberlassung 16,9 3,3 3,4 27,7 15,4 2,7 2,8 68,5 14,3 2,7 2,8
Wach- und Sicherheits-
dienste, Detekteien

33,9 0,9 1,0 40,1 41,4 0,5 0,6 77,3 42,5 0,5 0,6

Sonstige Dienstleistun-
gen, Vermietung von 
beweglichen Sachen

56,5 1,4 1,9 33,5 46,8 1,1 1,4 74,4 42,6 1,1 1,3

© DIW Berlin 2017 
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Städtische Industrie hat weniger 
Beschäftigte in der Fertigung 

Ein weiterer Grund für den eingangs ermittelten Pro-
duktivitätsvorsprung der städtischen Industrie dürfte 
die funktionale Spezialisierung der Großstädte sein. Als 
Indikator für funktionale Spezialisierung eignen sich 
die Tätigkeitsmerkmale der sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten, anhand derer die Beschäftigten danach 
unterschieden werden können, ob sie in Fertigungsbe-
rufen oder in Dienstleistungsberufen tätig sind (Kas-
ten). Beschäftigte in anspruchsvollen Dienstleistungs-
berufen (beispielsweise Führungskräfte, Ingenieurinnen 
und Ingenieure, Akademikerinnen und Akademiker) 
werden in der Industrie in der Regel höher entlohnt als 
solche in Fertigungsberufen (beispielsweise Bediene-
rinnen und Bediener von Anlagen und Maschinen oder 
Montagearbeiterinnen und -arbeiter)10 und haben damit 
einen vergleichsweise hohen Einfluss auf die betriebli-
che Wertschöpfung.

In den Großstädten waren 2016 nur noch gut 41 Pro-
zent der Industriebeschäftigten in der Fertigung tätig. 
In den Metropolregionen waren es über 47 Prozent und 
bundesweit 50 Prozent (Tabelle 3).11 Auf die Tätigkei-

10	 Vgl. Statistisches Bundesamt (2016), a.a.O.

11	 Auf die Darstellung der Entwicklung der Tertiarisierung im verarbeitenden 
Gewerbe wird hier verzichtet, da mit dem Berichtsjahr 2013 eine neue Klassifi-

In München dagegen ging die Beschäftigung in der 
Gruppe der forschungsintensiven Branchen (minus elf 
Prozent) wie auch die Industriebeschäftigung insgesamt 
zurück, lediglich der Fahrzeugbau verzeichnete einen 
starken Beschäftigungsaufbau (plus 40 Prozent). Auch 
in anderen Großstädten ist die Beschäftigung in den for-
schungsintensiven Branchen zurückgegangen, etwa in 
Dresden in der Elektrotechnik, in Berlin in einigen Spar-
ten der Elektrotechnik sowie im Maschinen- und Fahr-
zeugbau sowie in Düsseldorf und Duisburg in allen for-
schungsintensiven Branchen. 

In den meisten der untersuchten Großstädte haben die 
forschungsintensiven Branchen an Bedeutung gewon-
nen – sowohl in jenen Städten, in denen ihr Anteil eher 
gering ist, als auch in solchen, in denen er bereits zuvor 
hoch war (Abbildung 6). So arbeiteten 2016 in Stuttgart 
knapp 89 Prozent aller Industriebeschäftigten in for-
schungsintensiven Branchen, in München gut 79 Pro-
zent und in Nürnberg rund 73 Prozent. In Düsseldorf, 
Frankfurt am Main und Dresden ist der Anteil ausgehend 
von einem hohen Niveau hingegen zurückgegangen. Ver-
gleichsweise schwach vertreten waren die forschungsin-
tensiven Branchen in Duisburg, Essen, Dortmund und 
Berlin, wo die Hälfte und weniger der Industriebeschäf-
tigten in diesen Branchen arbeiteten. In Duisburg und 
Berlin sind die Anteile im Vergleich zum Jahr 2008 klei-
ner geworden. 

Tabelle 2 (Fortsetzung)

Beschäftigung im verarbeitenden Gewerbe und im industrienahen Dienstleistungsgewerbe in Großstädten nach Branchen  
in den Jahren 2008 und 2016

Großstädte* Metropolregionen** Bundesgebiet

 
2016 gegen-
über 2008 
in Prozent

Struktur 
2008 

in Prozent

Struktur 
2016 

in Prozent

Anteil 
an Bund 

in Prozent

2016 gegen-
über 2008 
in Prozent

Struktur 
2008 

in Prozent

Struktur 
2016 

in Prozent

Anteil 
an Bund 

in Prozent

2016 gegen-
über 2008 
in Prozent

Struktur 
2008 

in Prozent

Struktur 
2016 

in Prozent
Industrienahes Dienstleis-
tungsgewerbe im weiteren 
Sinne

20,8 10,0 10,3 32,2 21,1 7,4 7,9 73,4 21,0 6,9 7,3

Post-, Kurier- und Express-
dienste

17,4 0,8 0,8 22,6 23,5 0,8 0,8 68,6 27,9 0,7 0,8

Finanzdienstleistungen −4,0 3,7 3,0 34,1 −3,5 2,6 2,2 74,3 −3,6 2,4 2,0
Rechtsberatung 19,9 1,0 1,0 45,1 11,2 0,6 0,6 76,6 9,0 0,5 0,5

Architektur- und Ingenieurbü-
ros, sonstige wissenschaftliche 
und technische Tätigkeit

44,7 1,8 2,3 32,1 42,8 1,4 1,8 75,0 38,9 1,3 1,6

Gebäudebetreuung, Garten- 
und Landschaftsbau

40,3 2,6 3,2 31,4 39,9 2,0 2,5 72,4 40,6 1,9 2,3

Sonstige gewerbliche Wirtschaft 16,6 28,2 27,4 22,3 12,6 26,2 25,6 68,8 12,0 25,8 25,3
Sonstige Wirtschaft 13,2 26,5 27,4 24,8 11,4 26,4 27,5 68,9 11,0 27,2 28,3
Insgesamt 20,9 100,0 100,0 22,2 18,9 100,0 100,0 66,3 17,7 100,0 100,0

*  Städte mit über 500 000 Einwohnerinnen und Einwohnern sowie Duisburg (knapp 500 000 Einwohnerinnen und Einwohner).
**  Berlin-Brandenburg, Bremen/Oldenburg im Nordwesten, Frankfurt-Rhein-Main, Hamburg, Hannover-Braunschweig-Göttingen-Wolfsburg, Mitteldeutschland, München, Nürnberg, Rhein-Neckar, 
Rhein-Ruhr, Stuttgart.

Quellen: Beschäftigungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit; eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2017 
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24 Prozent. Besonders groß ist der Vorsprung der Groß-
städte bei der Informatik, bei den Informations- und 
Kommunikationsdiensten, bei Forschung und Entwick-
lung sowie bei Werbung und Marketing. Bei den primä-
ren Diensten (beispielsweise Verwaltung, Rechnungswe-
sen, Einkauf, Verkauf) sind die regionalen Strukturun-
terschiede dagegen gering.

Sekundäre Tätigkeiten sind auch stärker als die primä-
ren Dienste oder die Fertigung in Großstädten konzen-
triert, was die Attraktivität von Großstädten für derartige 
Aktivitäten verdeutlicht. So entfallen gut 15 Prozent der 
bundesweiten sekundären Dienste auf Großstädte, aber 
nur gut zwölf Prozent der primären Dienste und knapp 
zehn Prozent der Fertigungsaktivitäten.

Sekundäre Dienste sind in München, 
Stuttgart und Frankfurt am Main besonders 
stark vertreten

Die Fertigungsaktivitäten lagen im Jahr 2016 in Mün-
chen mit 27 Prozent der Industriebeschäftigten, Stutt-
gart (35 Prozent) und Frankfurt am Main (29 Prozent) 
deutlich unter dem Durchschnitt der Großstädte (41 Pro-
zent). Stattdessen waren dort die sekundären Dienste 
überdurchschnittlich stark vertreten. In Frankfurt am 
Main betrug der Anteil der Industriebeschäftigten in 
diesen Bereichen 48 Prozent, in München 46 Prozent, 
und in Stuttgart 43 Prozent, was vorwiegend auf die Seg-
mente Leitung und Organisation, Forschung und Ent-
wicklung sowie Konstruktion und Produktionsplanung 
zurückgeht, in denen die drei genannten Großstädte 
ebenfalls die ersten Ränge einnehmen (Abbildung 7). 
Am geringsten war der Anteil der sekundären Dienste 
an der Industriebeschäftigung in Duisburg, Leipzig, Bre-
men, Dresden und Essen. In Leipzig, Dresden, Bremen, 
Hannover und Duisburg war dagegen – wie im Bundes-
durchschnitt und damit mehr als im Durchschnitt der 
Großstädte – die Hälfte der Beschäftigung und mehr in 
der Fertigung tätig. 

Starke Beschäftigungszunahme 
im industrienahen Dienstleistungsbereich

Zahlreiche Studien weisen auf die enge Verbindung 
von verarbeitendem Gewerbe und Dienstleistungsge-
werbe hin.12 Eine isolierte Betrachtung des verarbeiten-
den Gewerbes würde folglich die Bedeutung der Indus-
trie für das Wachstum einer Volkswirtschaft und einer 
Region unterschätzen. Zu den Dienstleistungen, die 
überwiegend vom verarbeitenden Gewerbe nachgefragt 
werden, zählen die Arbeitskräftevermittlung, Werbung 

12	 Vgl. beispielsweise Dietmar Edler und Alexander Eickelpasch (2013):  
Die Industrie – ein wichtiger Treiber der Nachfrage nach Dienstleistungen.  
DIW Wochenbericht Nr. 34, 16–23 (online verfügbar).

ten, die für die Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen 
eine besonders große Bedeutung haben – dazu zählen 
die sogenannten sekundären Dienste wie Unterneh-
mensleitung und Organisation, Forschung und Entwick-
lung, Konstruktion und Produktionsplanung, Informa-
tik, Informations- und Kommunikationsdienste sowie 
Werbung und Marketing –, entfielen 2016 in den Groß-
städten knapp 32 Prozent der betrieblichen Tätigkeiten, 
in den Metropolregionen gut 26 und bundesweit rund 

kation der Berufe eingeführt wurde. Auch wenn Vergleiche mit früheren Jahren 
nicht möglich sind, so kann doch gezeigt werden, dass die Verschiebung von 
den Fertigungstätigkeiten zu den Dienstleistungsaktivitäten ein kontinuierlicher 
säkularer Prozess ist. Vgl. Alexander Eickelpasch (2014): Funktionaler Struktur-
wandel in der Industrie: Bedeutung produktionsnaher Dienste nimmt zu. DIW 
Wochenbericht Nr. 33, 759–770 (online verfügbar).

Abbildung 6

Beschäftigung in den forschungsintensiven Industriebranchen 
in Großstädten in den Jahren 2008 und 2016
Anteile an der Beschäftigung im gesamten verarbeitenden Gewerbe in Prozent
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*  Städte mit über 500 000 Einwohnerinnen und Einwohnern sowie Duisburg (knapp 500 000 Einwohnerinnen 
und Einwohner).
**  Berlin-Brandenburg, Bremen/Oldenburg im Nordwesten, Frankfurt-Rhein-Main, Hamburg, Hannover-
Braunschweig-Göttingen-Wolfsburg, Mitteldeutschland, München, Nürnberg, Rhein-Neckar, Rhein-Ruhr, 
Stuttgart.

Quellen: Beschäftigungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit; eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2017

In zehn der 15 Großstädte haben die forschungsintensiven Branchen mit Blick 
auf die Beschäftigtenzahl an Bedeutung gewonnen.

https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.426139.de/13-34-3.pdf
http://fachsymposium-empowerment.de/Verschiedenes/14-33-1.pdf
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den Großstädten stärker zu als in den Vergleichsregio-
nen – darunter Informations- und Kommunikationsleis-
tungen, Wirtschaftsprüfung, Werbung und Marktfor-
schung sowie Rechtsberatung. Andere Branchen wuch-
sen in den Großstädten schwächer, etwa die Entsorgung, 
der Großhandel, die Güterbeförderung und die Sicher-
heitsdienste.

Während die Industrie in den Großstädten kleiner ist 
als in Deutschland insgesamt, ist es beim industrie-
nahen Dienstleistungsgewerbe umgekehrt: Gut 34 Pro-

und Marktforschung, Großhandel, Abfallbeseitigung, 
Entsorgung und Rückgewinnung, Forschung und Ent-
wicklung, Transport und Logistik, Beratung, Sicherheits-
leistungen sowie Reparaturen. Aufgrund der engen Ver-
flechtung mit der Industrie werden diese Leistungen 
als industrienahe Dienstleistungen im engeren Sinne 
bezeichnet.13 Hinzu kommen die industrienahen Dienst-
leistungen im weiteren Sinne, etwa die Finanzierung, 
die Postdienste, die Rechtsberatung und die Gebäude
reinigung. Bei diesen ist der Anteil der Industriekunden 
geringer, aber nicht unerheblich.14

Regionen, in denen industrienahe Dienstleistungs-
unternehmen angesiedelt sind, profitieren damit von 
der industriellen Nachfrage nach Dienstleistungen – 
beispielsweise im Fall der Werbe- und Marketing-
branche auch dann, wenn die Industriekunden nicht 
aus der Region stammen. In anderen Fällen sind die 
Dienstleister auf lokale Kunden ausgerichtet, beispiels-
weise mit Blick auf Entsorgungsleistungen. Für wel-
che Dienstleistungsunternehmen der lokale Absatz-
markt besonders wichtig ist, darüber gibt es in der amt-
lichen Statistik keine regionalisierten Informationen. 
Deshalb haben die Autoren des vorliegenden Berichts 
im Rahmen einer Studie zur Metropolregion Frank-
furt-Rhein-Main Unternehmen gefragt, welche Bedeu-
tung der lokale Markt für sie hat.15 Industrieunterneh-
men beziehen demnach am häufigsten Leistungen der 
Steuer- und Rechtsberatung, Entsorgungsleistungen, 
Telekommunikations- sowie Transport- und Logistik-
leistungen16 – ein Drittel davon stammt aus der Region. 
Dabei ist die regionale Bezugsquote bei kleinen Unter-
nehmen größer als bei großen.

Im industrienahen Dienstleistungsgewerbe im enge-
ren Sinne, in dem in Großstädten 1,7 Millionen Perso-
nen der bundesweit Beschäftigten tätig sind, stieg die 
Beschäftigung in den Jahren seit 2008 kontinuierlich 
und mit gut 25 Prozent deutlich stärker als in der Indus-
trie insgesamt. Dabei stellten alle Dienstleistungsbran-
chen mit Ausnahme des Großhandels und der Finanz-
dienste zusätzliches Personal ein (Tabelle 2). In den 
Metropolregionen und im Bundesgebiet war der Beschäf-
tigungsaufbau der industrienahen Dienstleistungsbran-
chen mit rund 21 Prozent etwas weniger stark als in 
den Großstädten. Einige Branchen legten allerdings in 

13	 Vgl. Alexander Eickelpasch, Rainer Behrend und Doris Krüger-Röth (2017): 
Industrie und industrienahe Dienstleistungen in der Region Frankfurt-Rhein-
Main. DIW Politikberatung kompakt Nr. 118 (online verfügbar).

14	 In der Literatur wird der Teil der Volkswirtschaft, der die Industrieproduktion 
und die damit verzahnten Dienstleistungen umfasst, als Dienstleistungsverbund, 
als Industrie-Dienstleistungsverbund oder als Netzwerk Industrie bezeichnet.

15	 Vgl. Eickelpasch, Behrend und Krüger-Röth (2017), a. a. O.

16	 Andere Dienstleistungen werden von den Industrieunternehmen vollständig 
oder überwiegend selbst erbracht, beispielsweise Einkauf und Beschaffung, Quali-
tätssicherung, Lagerhaltung, Vertrieb und Außendienst sowie Ingenieurleistungen.

Abbildung 7

Beschäftigung in den sekundären Diensten im verarbeitenden 
Gewerbe in Großstädten im Jahr 2016
Anteile an der Beschäftigung im gesamten verarbeitenden Gewerbe in Prozent
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*  Städte mit über 500 000 Einwohnerinnen und Einwohnern sowie Duisburg (knapp 500 000 Einwohnerinnen 
und Einwohner).
**  Berlin-Brandenburg, Bremen/Oldenburg im Nordwesten, Frankfurt-Rhein-Main, Hamburg, Hannover-
Braunschweig-Göttingen-Wolfsburg, Mitteldeutschland, München, Nürnberg, Rhein-Neckar, Rhein-Ruhr, 
Stuttgart.

Quellen: Beschäftigungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit; eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2017

Die sekundären Dienste spielen in vielen Großstädten eine größere Rolle als die primären 
Dienste.

http://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.551668.de/diwkompakt_2017-118.pdf


�������������������������

648 DIW Wochenbericht Nr. 32+33.2017

Kasten

Datenbasis

Datenbasis für den vorliegenden Bericht sind die regionali-

sierten Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen der Länder 

(VGRdL), eine Sonderauswertung der Beschäftigungsstatistik der 

Bundesagentur für Arbeit sowie eine umfassende Untersuchung 

der Metropolregion Frankfurt-Rhein-Main, die das DIW Berlin 

zusammen mit dem Behrend-Institut für die Industrie- und Han-

delskammer (IHK) Frankfurt am Main erstellt hat.1 

Die VGRdL stellen Angaben zu Produktion (Wertschöpfung), 

Zahl der Erwerbstätigen (Jahresdurchschnitt) und Zahl der 

geleisteten Erwerbstätigenstunden nach Kreisen für die Jahre 

2000 bis 2015 bereit. Die sektorale Gliederung ist allerdings 

sehr grob. Das verarbeitende Gewerbe wird nur als Gesamtwert 

ausgewiesen und das Dienstleistungsgewerbe differenziert nach 

lediglich drei Bereichen, so dass eine detaillierte Untersuchung 

industrienaher Dienstleistungen nicht möglich ist. Untersu-

chungszeitraum sind die Jahre 2008 bis 2015, damit die Ergeb-

nisse mit denen der Beschäftigungsstatistik verglichen werden 

können. Die Jahre 2000 bis 2007 dienen als Referenzzeitraum.

Die Beschäftigungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit ent-

hält Informationen über die sozialversicherungspflichtig Beschäf-

tigten nach Wirtschaftszweigen und nach Berufen zum Stichtag 

30. Juni. Untersuchungszeitraum sind die Jahre 2008 bis 2016.2 

Mit dem Berichtsjahr 2008 wurde die neue Klassifikation der 

Wirtschaftszweige eingeführt (WZ2008), so dass Vergleiche 

mit den Vorjahren nicht möglich sind. Mit dem Berichtsjahr 

2013 wurde zudem eine neue Systematik der Berufe eingeführt 

(KldB2010). Auch hier sind Vergleiche mit den Vorjahren des-

halb nicht möglich. Zwar liegen konsistente Daten für die Jahre 

2013 bis 2016 vor, wegen der kurzen Zeitspanne wurde auf 

einer Verlaufsbetrachtung allerdings verzichtet. 

Der Beschäftigungsstatistik zufolge waren in Deutschland Ende 

Juni 2016 von den 31,3 Millionen Beschäftigten 14,5 Millionen 

im „Netzwerk Industrie“ tätig, davon 6,7 Millionen im verarbei-

tenden Gewerbe und davon wiederum etwa die Hälfte in den 

forschungsstarken und exportorientierten Branchen (Tabelle 1). 

1	 Vgl. Eickelpasch, Behrend und Krüger-Röth (2017), a. a. O.

2	 Im Februar 2017 wurden bei der Aufbereitung der Daten für die 
Beschäftigungsstatistik Fehler festgestellt, die zu einer Untererfassung der 
Beschäftigung geführt hatten. Die Fehler beziehen sich im Wesentlichen 
auf das zweite Halbjahr 2016. Für die hier verwendeten Zahlen zum Stich-
tag 30. Juni 2016 sind die Fehler vernachlässigbar. Vgl. Bundesagentur für 
Arbeit (2017): Beschäftigungsstatistik: Korrektur vorläufiger Werte für das 
zweite Halbjahr 2016 (online verfügbar).

Tabelle 1

Beschäftigte im verarbeitenden Gewerbe und im industrienahen 
Dienstleistungsgewerbe im Jahr 2016

2008 = 
100

1 000 
Beschäftigte

Struktur 
in Prozent

Netzwerk Industrie 112 14 573,9 46,5

Verarbeitendes Gewerbe 103 6 709,6 21,4

Forschungsintensive Zweige 106 3 319,0 10,6

Chemische Erzeugnisse 98 321,1 1,0

Pharmazeutische Erzeugnisse 137 152,9 0,5

DV-Geräte, elektronische und optische Erzeugnisse 93 410,2 1,3

Elektrische Ausrüstungen 103 352,0 1,1

Maschinenbau 105 1 020,2 3,3

Fahrzeugbau 112 1 062,7 3,4

Sonstige Zweige des verarbeitenden Gewerbes 100 3 390,6 10,8

Nahrungsmittel, Getränke, Tabak 107 690,4 2,2

Textilien, Bekleidung, Schuhe, Holzwaren 87 231,2 0,7

Papier, Pappe, Druck 85 261,8 0,8

Gummi- und Kunststoffwaren 107 383,2 1,2

Metallerzeugung und -bearbeitung, 
Metallerzeugnisse

97 1 083,0 3,5

Glas, Keramik, Steine und Erden, Möbel, Mineralöl 101 579,8 1,8

Reparaturen und Installationen 130 161,3 0,5

Industrienahes Dienstleistungsgewerbe 121 7 864,2 25,1

Industrienahes Dienstleistungsgewerbe im engeren 
Sinne

121 5 567,3 17,7

Abwasserentsorgung, Sammlung, Abfallbeseiti-
gung, Rückgewinnung

112 200,4 0,6

Großhandel (ohne Handel, mit Kfz) 100 1 346,7 4,3

Güterbeförderung, Lagerei 156 472,8 1,5

Telekommunikation, Informationsdienstleistungen 122 734,3 2,3

Wirtschaftsprüfung, Steuerberatung, Buchführung 118 288,1 0,9

Führung von Unternehmen, Unternehmensbera-
tung

172 630,0 2,0

Forschung und Entwicklung, technische, physische 
und chemische Untersuchung

121 296,4 0,9

Werbung, Marktforschung 113 136,6 0,4

Arbeitskräfteüberlassung 114 868,2 2,8

Wach- und Sicherheitsdienste, Detekteien 143 178,8 0,6

Sonstige Dienstleistungen, Vermietung von beweg-
lichen Sachen

143 414,9 1,3

Industrienahes Dienstleistungsgewerbe im weiteren 
Sinne

121 2 296,9 7,3

Post-, Kurier- und Expressdienste 128 263,3 0,8

Finanzdienstleistungen 96 639,4 2,0

Rechtsberatung 109 158,7 0,5

Architektur- und Ingenieurbüros, sonstige wissen-
schaftliche und technische Tätigkeit

139 506,7 1,6

Gebäudebetreuung, Garten- und Landschaftsbau 141 728,8 2,3

Sonstige gewerbliche Wirtschaft 111 7 928,1 25,3

Sonstige Wirtschaft 118 8 871,7 28,3

Insgesamt 113 31 373,7 100,0

Quellen: Beschäftigungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit; eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2017

https://statistik.arbeitsagentur.de/Statischer-Content/Statistische-Analysen/Statistische-Sonderberichte/Generische-Publikationen/BST-Korrektur-vorlaeufiger-Werte-2-Halbjahr-2016.pdf
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Im industrienahen Dienstleistungsgewerbe im engeren Sinne 

sind die wichtigsten Branchen der Großhandel (1,3 Millionen 

Beschäftigte), die Arbeitskräfteüberlassung (868 000) und die 

Telekommunikations- und Informationsdienstleister (734 000). 

Der Strukturwandel ist nicht nur an der Verschiebung der Wirt-

schaftsstruktur zugunsten unternehmensnaher Dienste zu erken-

nen, er findet auch innerhalb der Industrie statt. Als Indikator 

für diesen funktionalen Strukturwandel dienen die Angaben der 

ausgeübten Tätigkeit der sozialversicherungspflichtig Beschäf-

tigten. Hierbei wird unterschieden nach Fertigungsaktivitäten, 

primären und sekundären Diensten. Zu letzteren zählen Aktivi-

täten, die für die Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen beson-

dere Bedeutung haben und auch als „wissensbasiertes Kapital“ 

bezeichnet werden3: Organisation, Forschung und Entwicklung, 

Produktionsplanung, Informatik, Informations- und Kommunika-

tionsdienste sowie Werbung und Marketing. Von den 6,7 Millio-

nen Industriebeschäftigten ist die Hälfte in der Fertigung tätig, 

ein Viertel in den primären Diensten und ein knappes Viertel in 

den sekundären Diensten (Tabelle 2).

Die schriftliche Unternehmensbefragung richtete sich an 

Industrieunternehmen und an industrienahe Dienstleistungs-

unternehmen in der Rhein-Main-Region. Die Fragen umfassten 

Angaben zur Entwicklung von Umsatz und Absatzradius, zu Art, 

Umfang und Entwicklung der Bezüge von Dienstleistungen, zur 

Auslagerung und Wiedereingliederung von Dienstleistungen 

(Out- und Insourcing), zu Art, Umfang und Entwicklung produkt-

begleitender Dienstleistungen sowie schließlich zur Bewertung 

als Unternehmensstandort. Die Befragung fand im Herbst 2015 

statt. Insgesamt beteiligten sich 586 Unternehmen an der 

Umfrage, darunter 186 Industrieunternehmen. Dies entspricht 

einer Rücklaufquote von gut neun Prozent. Die Rücklaufquote 

entspricht den Erfahrungen mit Umfragen mit einer ähnlichen 

Thematik aus anderen IHK-Bezirken.

3	 Vgl. Heike Belitz et al. (2017): Wissensbasiertes Kapital in Deutsch-
land: Analyse zu Produktivitäts- und Wachstumseffekten und Erstellung 
eines Indikatorsystems. Studie im Auftrag des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Energie (online verfügbar).

Tabelle 2

Beschäftigte im verarbeitenden Gewerbe nach Berufen 
im Jahr 2016

1 000 Beschäftigte Struktur in Prozent

Verarbeitendes Gewerbe, insgesamt 6 709,6 100,0

Fertigung 3 352,2 50,0

Dienste 3 145,3 46,9

Primäre Dienste 1 516,6 22,6

Verwaltung 331,4 4,9

Finanzen 6,0 0,1

Rechnungswesen, Controlling 99,6 1,5

Steuer- und Rechtsberatung 6,7 0,1

Einkauf, Vertrieb, Handel 279,9 4,2

Verkauf 199,2 3,0

Verkehr, Logistik, Fahrzeugführer 475,6 7,1

Gebäudetechnik, Ver- und Entsorgung 65,5 1,0

Sicherheit 20,9 0,3

Reinigung 31,8 0,5

Sekundäre Dienste 1 628,7 24,3

Leitung, Organisation, Strategie 496,3 7,4

Forschung und Entwicklung 396,8 5,9

Konstruktion und Produktionsplanung 548,0 8,2

Informatik 33,6 0,5

Informations- und Kommunikationstechnik 84,9 1,3

Werbung, Marketing, Medien 69,1 1,0

Sonstige Tätigkeiten (einschließlich ohne Zuordnung) 212,1 3,2

Quellen: Beschäftigungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit; eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2017

http://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Publikationen/Studien/wissensbasiertes-kapital-in-deutschland.pdf
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geringsten Anteile verzeichneten Dresden, Duisburg, 
Berlin und Hannover mit rund 20 bis 21 Prozent.

Mit Blick auf die industrienahen Dienstleistungen haben 
sich in Großstädten unterschiedliche Schwerpunkte her-
auskristallisiert. So sind in Düsseldorf die Unterneh-
mensführung und -beratung, Werbung und Marktfor-
schung, Wirtschaftsprüfung und Großhandel überdurch-
schnittlich stark vertreten, in Essen der Großhandel, in 
Hamburg die Werbebranche, in Nürnberg die Telekom-
munikations- und Informationsdienstleistungsbranche 
und die Arbeitskräfteüberlassung, in Stuttgart die Unter-
nehmensführung und -beratung, in München die Tele-
kommunikations- und Informationsdienstleistungsbran-
che, in Frankfurt die Finanzdienstleistungen, in Dresden 
Forschung und Entwicklung sowie in Bremen, Leipzig 
und in Duisburg die Arbeitskräfteüberlassung.

zent aller sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in 
Großstädten waren im Jahr 2016 im industrienahen 
Dienstleistungsbereich tätig. In den Metropolregionen 
lagen die Anteile bei gut 27 Prozent und bundesweit bei 
gut 25 Prozent (Tabelle 2). Die regionalen Strukturunter-
schiede im industrienahen Dienstleistungsgewerbe sind 
vor allem durch einen deutlich höheren Beschäftigungs-
anteil der Branche Telekommunikations- und Informa-
tionsdienstleistungen sowie der Unternehmensberatung 
in den Großstädten geprägt. Auch die anderen Dienst-
leistungszweige haben in den Großstädten ein höhe-
res Gewicht als deutschlandweit. Lediglich der Anteil 
der Branchen Großhandel sowie Güterbeförderung und 
Lagerei ist in den Großstädten kleiner als in den Metro-
polregionen und bundesweit.

Gemessen an der Gesamtwirtschaft war der Beschäf-
tigungsanteil der industrienahen Dienstleistungen im 
engeren Sinne im vergangenen Jahr mit knapp 31 Pro-
zent in Düsseldorf am höchsten (Abbildung 8). Die 

Tabelle 3

Beschäftigung im verarbeitenden Gewerbe in Großstädten nach Tätigkeiten im Jahr 2016

Großstädte* Metropolregionen** Bundesgebiet

Struktur in Prozent
Anteil am Bund 

in Prozent
Struktur in Prozent

Anteil am Bund 
in Prozent

Struktur in Prozent

Verarbeitendes Gewerbe 100,0 11,9 100,0 63,1 100,0

Fertigung 41,3 9,8 47,2 59,6 50,0
Dienste 54,6 13,8 49,6 66,7 46,9

Primäre Dienste 23,0 12,1 23,2 64,6 22,6
Verwaltung 5,8 14,0 5,2 66,1 4,9
Finanzen 0,2 26,1 0,1 81,1 0,1
Rechnungswesen, Controlling 2,1 16,4 1,6 68,0 1,5
Steuer- und Rechtsberatung 0,2 25,0 0,1 77,9 0,1
Einkauf, Vertrieb, Handel 4,8 13,5 4,4 66,2 4,2
Verkauf 2,3 9,3 2,9 61,9 3,0
Verkehr, Logistik, Fahrzeugführer 5,7 9,4 7,0 62,4 7,1
Gebäudetechnik, Ver- und Entsorgung 1,1 13,0 1,0 66,1 1,0
Sicherheit 0,5 18,8 0,4 73,8 0,3
Reinigung 0,4 10,0 0,5 61,3 0,5

Sekundäre Dienste 31,6 15,4 26,4 68,7 24,3
Leitung, Organisation, Strategie 8,9 14,3 7,9 67,3 7,4
Forschung und Entwicklung 9,3 18,6 7,1 75,4 5,9
Konstruktion und Produktionsplanung 8,6 12,4 8,3 64,4 8,2
Informatik 1,1 25,7 0,6 72,9 0,5
Informations- und Kommunikations-
technik

2,0 18,7 1,4 68,7 1,3

Werbung, Marketing, Medien 1,8 20,5 1,2 70,8 1,0
Sonstige Tätigkeiten 4,1 15,2 3,2 63,8 3,2

*  Städte mit über 500 000 Einwohnerinnen und Einwohnern sowie Duisburg (knapp 500 000 Einwohnerinnen und Einwohner).
**  Berlin-Brandenburg, Bremen/Oldenburg im Nordwesten, Frankfurt-Rhein-Main, Hamburg, Hannover-Braunschweig-Göttingen-Wolfsburg, Mitteldeutschland, 
München, Nürnberg, Rhein-Neckar, Rhein-Ruhr, Stuttgart.

Quellen: Beschäftigungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit; eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2017
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Schlussfolgerungen

Die Industrie leistet einen wesentlichen Beitrag zum 
wirtschaftlichen Wachstum in Großstädten, obwohl auf 
diese mit knapp 17 Prozent nur ein relativ kleiner Teil der 
gesamten deutschen Industrieproduktion entfällt. Aller-
dings ist die Industrie im Vergleich zum übrigen Bundes-
gebiet seit der Finanzkrise in den Großstädten schneller 
gewachsen. Zudem steigt der Produktivitätsvorsprung 
der Städte, der auch darauf zurückgehen dürfte, dass 
die großstädtische Industrie stärker auf forschungs- und 
exportorientierte Branchen ausgerichtet ist, insbesondere 
aufgrund der starken Stellung des Fahrzeugbaus. Das 
mit der Industrie eng verbundene industrienahe Dienst-
leistungsgewerbe ist ebenfalls vorzugsweise in Groß-
städten angesiedelt. Ein zweiter Grund für die hohe Pro-
duktivität ist die überdurchschnittliche unternehmens
interne Ausstattung der großstädtischen Industrie mit 
besonders wettbewerbsrelevanten und gut entlohnten 
Tätigkeiten in den Bereichen Leitung und Organisation, 
Forschung und Entwicklung, Konstruktion und Produk-
tionsplanung, Informatik, Information und Kommuni-
kation sowie Werbung und Marketing. 

Die Entwicklungschancen der Unternehmen werden 
auch vom räumlichen Umfeld beeinflusst. Wichtigste 
Standortfaktoren sind  – so die Antworten bei einer 
Befragung von Unternehmen im Rhein-Main-Gebiet17 – 
sowohl für Industrieunternehmen als auch für industrie
nahe Dienstleister die Qualität der digitalen Infrastruk-
tur, das Angebot an qualifizierten Arbeitskräften insbe-
sondere im gewerblichen Bereich, die Attraktivität des 
öffentlichen Nahverkehrs und die Rahmenbedingungen 
für den privaten Verkehr, die überörtliche Verkehrssitu-
ation, die Energieversorgung und die Höhe des Gewer-
besteuerhebesatzes. Hier bieten sich Chancen für eine 
kommunale Wirtschaftspolitik, die nicht nur einzelne 
Ansatzpunkte in den Blick nehmen sollte, sondern auch 
eine enge Abstimmung der Handlungsfelder. Um als 
moderner Industriestandort langfristig attraktiv zu sein, 
haben mit Bremen, Berlin, Düsseldorf, Essen, Hamburg 
und Frankfurt am Main einige Großstädte sogenannte 
Masterpläne aufgesetzt. 

17	 Vgl. Eickelpasch, Behrend und Krüger-Röth (2017), a. a. O.
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Beschäftigung im industrienahen Dienstleistungsgewerbe 
in Großstädten in den Jahren 2008 und 2016
Anteile an der Gesamtwirtschaft in Prozent
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*  Städte mit über 500 000 Einwohnerinnen und Einwohnern sowie Duisburg (knapp 500 000 Einwohnerinnen 
und Einwohner).
**  Berlin-Brandenburg, Bremen/Oldenburg im Nordwesten, Frankfurt-Rhein-Main, Hamburg, Hannover-
Braunschweig-Göttingen-Wolfsburg, Mitteldeutschland, München, Nürnberg, Rhein-Neckar, Rhein-Ruhr, 
Stuttgart.

Quellen: Beschäftigungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit; eigene Berechnungen.
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Die industrienahen Dienstleistungen im engeren Sinne haben in Düsseldorf 
die größte Bedeutung für die städtische Wirtschaft.
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»�In Großstädten ist  
die Industrie besonders 
leistungsstark«

1.	 Herr Eickelpasch, mit dem Begriff Industriestadt verbindet 
man Bilder von riesigen Fabriken und rauchenden Schorn-
steinen. Inwieweit trifft dieses Bild noch zu und inwie-
weit hat es sich gewandelt? In den Großstädten ist die 
Industrie, so wie wir sie heute kennen, sehr modern. Das 
verarbeitende Gewerbe in den großen Städten zeichnet 
sich dadurch aus, dass es hoch produktiv ist und dass 
es sich sehr stark auf forschungs- und exportorientierte 
Wirtschaftszweige spezialisiert hat. Die internen Dienste, 
die für Industrieunternehmen wettbewerbsbestimmend 
sind, beispielsweise Forschung und Entwicklung, Werbung 
und Marketing, aber auch Produktionsplanung, Unter-
nehmensleitung oder Strategieentwicklung, sind in den 
Großstädten besonders stark ausgeprägt.

2.	 Wie hat sich die Industrieproduktion der großen deut-
schen Städte in den vergangenen Jahren entwickelt? 
Nach den Angaben der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nungen hat die Industrieproduktion in den vergangenen 
Jahren deutlich zugenommen. Das Interessante dabei ist, 
dass sich die Industrie nach der Wirtschaftskrise der Jahre 
2008 und 2009 auch in den Städten sehr schnell erholt 
hat. Dabei können wir feststellen, dass wir in etwa eine 
Parallelentwicklung der Großstädte mit der gesamtwirt-
schaftlichen Industrieentwicklung haben.

3.	 Welche Bedeutung hat die Industrie für die wirtschaftli-
che Entwicklung von Großstädten? Auf den ersten Blick 
scheint das verarbeitende Gewerbe wenig zur wirtschaft-
lichen Entwicklung von Großstädten beizutragen, weil 
dort der Anteil der Industrie an der Produktion lediglich 
bei etwa 15 Prozent liegt. Das hört sich zunächst 
einmal nach nicht so viel an. Allerdings darf man zum 
einen die hohe Produktivität in der Großstadt nicht 
vergessen, zum anderen darf man nicht unterschätzen, 
dass industrienahe Dienstleistungen auch immer im 
Zusammenhang mit der Industrie selbst zu sehen sind. 
Auf gesamtwirtschaftlicher Ebene erkennen wir, dass da 
eine recht enge Verzahnung stattfindet, beispielsweise 
zwischen der Industrie und den Bereichen wie Entsor-
gung, Versorgung, Arbeitskräfteüberlassung, Forschung 
und Entwicklung und anderen Dienstleistungsbranchen. 

4.	 Welche deutschen Großstädte gehören zu den führenden 
Industriestandorten? Es gibt drei deutsche Großstädte, 
die, was den Anteil der Industrie an der Gesamt-
wirtschaft betrifft, führend sind. Das sind Stuttgart, 
München und Frankfurt am Main, die eine relativ 
starke Position haben, nicht nur was den Anteil an der 
Wertschöpfung in der Stadt angeht, sondern auch was 
deren funktionale und sektorale Eigenheiten angeht. 
Dort finden sich Industrieunternehmen, die sehr stark 
diensteorientiert sind. Zudem sind dort viele Unterneh-
mensleitungsfunktionen lokalisiert und auch im Bereich 
der forschungsorientierten Wirtschaftszweige sind diese 
Städte besonders stark. 

5.	 Welchen Anteil hat die Industrie dort an der Wertschöp-
fung? Der Anteil der Industrie an der Wertschöpfung 
beträgt in München knapp 21 Prozent, in Stuttgart 
liegt er sogar bei gut 30 Prozent und in Frankfurt am 
Main, als Bankenzentrum und Verkehrsknotenpunkt, 
liegt er bei vergleichsweise geringen rund 13 Prozent. 
Ein anderes Beispiel ist Bremen mit fast 23 Prozent 
Wertschöpfungsanteil. 

6.	 Welche Städte haben Aufholbedarf? Wenn man das nur 
am Industrieanteil bemisst, dann haben Berlin, Essen 
und auch andere Ruhrgebietsstädte nur einen sehr 
geringen Industrieanteil. Ich finde allerdings, man sollte 
nicht unbedingt nur auf den Industrieanteil schauen, 
wenn man über Aufholbedarf spricht, sondern sich auch 
über eine stadtgerechte Industriestruktur Gedanken ma-
chen. Beispielsweise hat Berlin ungefähr die Hälfte der 
Industriebeschäftigten im Bereich der forschungsinten-
siven Wirtschaftszweige. In den anderen Städten liegt 
dieser Anteil normalerweise höher, bei ungefähr 60 Pro-
zent. Auch was die Produktivität angeht, liegt Berlin 
beispielsweise mit Dortmund, Hannover oder Duisburg 
deutlich unter dem Durchschnitt der Großstädte. 

Das Gespräch führte Erich Wittenberg.

Alexander Eickelpasch, Wissenschaftlicher 
Mitarbeiter in der Abteilung Unternehmen 
und Märkte am DIW Berlin

INTERVIEW MIT ALEXANDER EICKELPASCH
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Discussion Papers Nr. 1673 
2017 | Frank M. Fossen, Ray Rees, Davud Rostam-Afschar, Viktor Steiner

How Do Entrepreneurial Portfolios Respond to Income Taxation?

We investigate how personal income taxes affect the portfolio share of personal wealth that 
entrepreneurs invest in their own business. In a reformulation of the standard portfolio choice 
model that allows for underreporting of private business income to tax authorities, we show 
that a fall in the tax rate may increase investment in risky entrepreneurial business equity at 
the intensive margin, but decrease entrepreneurial investment at the extensive margin. To 
test these hypotheses, we use household survey panel data for Germany eliciting the personal 
wealth composition in detail in 2002, 2007, and 2012. We analyze the effects of personal in-
come taxes on the portfolio shares of six asset classes of private households, including private 

business equity. In a system of simultaneous demand equations in first differences, we identify the tax effects by 
an instrumental variables approach exploiting tax reforms during our observation period. To account for selec-
tioninto entrepreneurship, we use changes in entry regulation into skilled trades. Estimation results are consistent 
with the predictions of our theoretical model. An important policy insight is that lower taxes drive out businesses 
that are viable only due to tax avoidance or evasion, but increase investment in private businesses that are also 
worthwhile in the absence of taxes.

www.diw.de/publikationen/diskussionspapiere

Discussion Papers Nr. 1674 
2017 | Tomaso Duso, Jo Seldeslachts, Florian Szücs

The Impact of Competition Policy Enforcement on the Functioning 
of EU Energy Markets

We investigate the impact of competition policy enforcement on the functioning of European 
energy markets, and how sectoral regulation influences these outcomes. For this purpose, we 
compile a new dataset on the European Commission’s (EC) and EU member states’ competition 
policy decisions, and combine it with firm- and sector-level data. We find that EC merger policy 
has a positive and robust impact on (i) the level of competition; (ii) investment; and (iii) produc-
tivity. This impact, however, only shows up in low-regulated sectors. Other competition policy 
decisions – EC state aid and anti-trust interventions; as well as all individual Member State 

policy variables – do not have a uniform effect on energy markets’ functioning. Our findings are consistent with the 
idea that the EC’s merger policy actions have been used to overcome significant obstacles to a well-functioning EU 
energy sector and may well have shaped the overall development of gas and electricity markets in Europe.

www.diw.de/publikationen/diskussionspapiere
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Discussion Papers Nr. 1675 
2017 | Reinhold Kosfeld, Christian Dreger

Towards an East German Wage Curve – NUTS Boundaries, 
Labour Market Regions and Unemployment Spillovers

The relevance of spatial effects in the wage curve can be rationalized by the model of monop-
sonistic competition in regional labour markets. However, distortions in extracting the regional 
unemployment effects arise in standard regional (i.e. NUTS) classifications as they fail to 
adequately capture spatial processes. In addition, the nonstationarity of wages and unemploy-
ment is often ignored. Both issues are particularly important in high unemployment regimes 
like East Germany where a wage curve is difficult to establish. In this paper, labour market re-
gions defined by economic criteria are used to examine the existence of an East German wage 

curve. Due to the nonstationarity of spatial data, a global panel cointegration approach is adopted. By specifying 
a spatial error correction model (SpECM), equilibrium adjustments are investigated in time and space. The analysis 
gives evidence on a locally but not a spatially cointegrated wage curve for East Germany.

www.diw.de/publikationen/diskussionspapiere

Discussion Papers Nr. 1676 
2017 | Armin Falk

Status Inequality, Moral Disengagement and Violence

This paper studies the causal effect of status differences on moral disengagement and vio-
lence. To measure violent behavior, in the experiment, a subject can inflict a painful electric 
shock on another subject in return for money. We exogenously vary relative status in the realm 
of sexual attractiveness. In three between-subject conditions, the assigned other subject is 
either of higher, lower or equal status. The incidence of electric shocks is substantially higher 
among subjects matched with higher- and lower-status others, relative to subjects matched 
with equal-status others. This causal evidence on the role of status inequality on violence sug-
gests an important societal cost of economic and social inequalities.

www.diw.de/publikationen/diskussionspapiere
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SOEP Papers Nr. 899 
2017 | Timm Bönke, Markus M. Grabka, Carsten Schröder, Edward N. Wolff

A Head-to-Head Comparison of Augmented Wealth in Germany 
and the United States

We provide levels of, compositions of, and inequalities in household augmented wealth – 
defined as the sum of net worth and pension wealth – for two countries: the United States and 
Germany. Pension wealth makes up a considerable portion of household wealth: about 48% 
in the United States and 61% in Germany. The higher share in Germany narrows the wealth 
gap between the two countries: While average net worth in the United States (US$337,000 
in 2013) is about 1.8 times higher than in Germany, augmented wealth (US$651,000) is only 
1.4 times higher. Further, the inclusion of pension wealth in household wealth reduces the Gini 

coefficient from 0.892 to 0.701 in the United States and from 0.765 to 0.511 in Germany.

www.diw.de/publikationen/diskussionspapiere

SOEP Papers Nr. 900 
2017 | Annette Bergemann, Regina T. Riphahn

Maternal Employment Effects of Paid Parental Leave

We study the short, medium, and longer run employment effects of a substantial change in the 
parental leave benefit program in Germany. In 2007, a means-tested parental leave trans-
fer program that had paid benefits for up to two years was replaced by an earnings related 
transfer which paid benefits for up to one year. The reform generated winners and losers with 
heterogeneous response incentives. We find that the reform speeds up the labor market return 
of both groups of mothers after benefit expiration. The overall time until an average mother 
with (without) prior claims to benefits returns to the labor force after childbirth declined after 
the reform by 10 (8) months at the median. We show that likely pathways for this substantial 

reform effect are changes in social norms and mothers’ preferences for economic independence.

www.diw.de/publikationen/diskussionspapiere



Am 9. August 2007 kam die verheerende Wucht der 
sinkenden US-Immobilienpreise endgültig im europäischen 
Bankensystem an. Zum ersten Mal seit dem 11. September 
2001 pumpte die EZB wieder Milliardensummen in den 
Bankensektor. Der Geldmarkt war dabei auszutrocknen. Zu 
groß war das Misstrauen geworden, faule US-Hypothekenpa-
piere könnten die Gegenpartei ins Schlingern bringen und 
schließlich zahlungsunfähig machen. Zehn Tage vorher hatte 
die deutsche Mittelstandsbank IKB wegen Fehlspekulatio-
nen mit US-Subprime-Anleihen eine dramatische Schieflage 
eingestehen müssen. Offensichtlich war sie kein Einzelfall, 
das Problem war systemisch.

Jahrzehntelang war Deutschland von Finanzkrisen verschont 
geblieben. Im August 2007 und in den Monaten danach 
mochten nur wenige glauben, dass sich auf den Finanzmärk-
ten ein Flächenbrand ungeahnten Ausmaßes anbahnte, 
zumal die Börsenbarometer als Frühwarnsysteme wenig 
taugten. Gut ein Jahr nach der milliardenschweren Notfall
operation der EZB im  August 2007 war Lehman Brothers 
pleite und das internationale Finanzsystem stand vor dem 
Zusammenbruch.  

In den vergangenen zehn Jahren haben wir gelernt, dass 
sich Finanzkrisen zu hartnäckigen Dauerkrisen auswachsen 
können. Seit dem August 2007 stützen Staaten und Zentral-
banken explizit oder implizit das Finanzsystem. Die Banken 
sind zwar viel stärker reguliert als vor zehn Jahren, über die 
Wirkung dieser komplexen Regulierung wissen wir indes we-
nig. Tendenziell sind kleine Banken dadurch benachteiligt. 
Die Großbanken haben zwar mehr Kapital als zu Beginn der 
Finanzkrise, aber niemand wird sich der Illusion hingeben, 
dass drei Prozent der Bilanzsumme ausreichen, um Banken 
krisenfest zu machen. Den Großbanken wird Geld anvertraut, 
Kredite werden gewährt und Bankenaktien gekauft, weil die 
Zentralbanken jederzeit mit Liquidität bereit stehen und die 
staatlichen Budgets nach wie vor „stille“ Garantiegeber sind. 

In den zehn Jahren seit der ersten Liquiditätsspritze hat sich 
dies nicht geändert. Die relative Ruhe im Finanzsystem be-
ruht auf geborgtem Vertrauen, geborgt von Zentralbanken 
und Steuerzahlerinnen und -zahlern. Für die dringendsten 
Probleme, die Eigenkapitalarmut der Großbanken und die 
Milliarden an notleidenden Krediten, die sich vor allem in 
den Büchern der Banken der Krisenländer türmen, fehlen 
praktikable Lösungen. 

Warum ist gerade die Eigenkapitalarmut der Großbanken so 
gefährlich? Weil Großbanken trotz Bail-in-Regeln nicht ab-
wickelbar sind. Es ist müßig darauf zu warten, dass Europas 
Großbanken freiwillig ihre Verschuldung zugunsten von Ei-
genkapital zurückfahren. Eine hohe Verschuldung bedeutet 
eine hohe Eigenkapitalrendite, bedeutet „gute“ Leistung des 
Managements und damit hohe Boni – wenn alles gut geht. 
Und wenn es nicht gut geht, greift die stille Garantie der 
Steuerzahlerinnen und -zahler. Es mag sein, dass Manager 
dann ihren Posten verlieren. Weil aber der Fortbestand ihrer 
Bank quasi garantiert ist, verlieren sie darüber hinaus kaum 
etwas, nicht ihre Pensionen und nicht ihre Abfindungen. 

Die Politik ist hier am Zug. Sie muss Großbanken endlich ein 
robustes Eigenkapitalgerüst aufzwingen, bei dem zumindest 
die Hoffnung besteht, dass es ihnen ermöglicht, auch eine 
längere Krise aus eigener Kraft zu überstehen. Eine üppige 
Eigenkapitalausstattung würde auch Spekulanten den Wind 
aus den Segeln nehmen, die beim kleinsten Gerücht den 
Lehrverkaufsturbo anwerfen. Wenn klar ist, dass Verluste 
leicht weggesteckt werden können, lassen sich auch weniger 
Investoren von Spekulanten anstecken, die gegen die Aktie 
wetten. Und die Politik muss sich von der Illusion befreien, 
dass notleidende Kredite in den Büchern der europäischen 
Banken dadurch abgebaut werden könnten, dass sie auf 
einem integrierten europäischen Kapitalmarkt an Nicht-
banken verkauft werden. Ohne Bad-Banks und staatliche 
Zwischenfinanzierung wird es nicht gehen.

Prof. Dr. Dorothea Schäfer, Forschungs
direktorin Finanzmärkte am DIW Berlin  
Der Beitrag gibt die Meinung der Autorin 
wieder.

Geborgtes Vertrauen  
auch nach zehn Jahren 
Dauerfinanzkrise

AM AKTUELLEN RAND  von Dorothea Schäfer


